
Datenschutzhinweise nach Art. 13 und Art. 14 der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) im 
Zusammenhang mit Beistandschaften 

 
Die allgemeinen Angaben zu den Kontaktdaten des Verantwortlichen und des behördlichen Datenschutzbeauftragten 
können der Präambel zu den Datenschutzhinweisen auf der Website der Stadt Passau unter 
www.passau.de/Datenschutzhinweise.aspx entnommen werden. Ebenso finden Sie dort Ihre Betroffenenrechte. 
 
1. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und deren Verwendung 
Aufgrund Ihres aktuellen Antrages/Anliegens erheben wir die im entsprechenden Formblatt aufgeführten 
notwendigen personenbezogenen Daten von Ihnen. Die Erhebung dieser Daten erfolgt, um Ihren Antrag bearbeiten 
und weitere Schritte einleiten zu können.  
Ihre Daten werden insbesondere dafür erhoben: 

 die rechtliche Vaterschaft zu dem minderjährigen Kind rechtlich feststellen zu können, bzw. 
 den gesetzlichen Unterhaltsanspruch des minderjährigen Kindes inkl. Sonder- und Mehrbedarf geltend zu 

machen und durchzusetzen 
 den gesetzlichen Betreuungsunterhalt für die Kindesmutter geltend zu machen, bzw. 
 Ihren Antrag in einem der o.g. Rechtsgebiete bearbeiten zu können, 
 die Justizbehörden und Strafermittlungsbehörden im Rahmen von Straftaten, die einen Bezug zur 

Beistandschaft aufweisen, zu unterstützen. 
Ihre Daten werden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c DSGVO in Verbindung mit §§ 1712 ff. BGB, § 68 
Abs. 1 und 2 des Achten Sozialgesetzbuches (SGB VIII) verarbeitet. 
 
2. Weitergabe von Daten an Dritte 
Ihre personenbezogenen Daten werden wie folgt weitergegeben an: 

 den anderen Elternteil als gesetzlichen Vertreter Ihres Kindes, 
 die Mitarbeiter sowie die zuständigen Dienst-Vorgesetzten des Amtes für Kinder, Jugend und Familie zum 

Zwecke der Bearbeitung der Beistandschaft, 
 ggf.  das Geburtsstandesamt zur Eintragung im Geburtenbuch wegen Feststellung der Vaterschaft, 
 soweit sachlich und/oder rechtlich erforderlich, an Sozialversicherungsträger, Jobcenter, Arbeitgeber bei 

gesetzlicher Unterhaltspflicht, 
 Gerichte, Justiz- und Finanzbehörden sowie Vollstreckungsorgane, soweit erforderlich, zur gerichtlichen 

Geltendmachung und zur Vollstreckung von Ansprüchen des Kindes, 
 Polizei, Staatsanwaltschaft und Justizbehörden im Zuge von Straf- und Ermittlungsverfahren, 
 Arbeitgeber, Banken, Versicherungen und weitere Drittschuldner im Rahmen der Vollstreckung von 

Ansprüchen, 
 die Mitarbeiter der Abteilung Unterhaltsvorschuss des Amtes für Kinder, Jugend und Familie zum Zwecke 

der Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen 
 die Mitarbeiter der Vollstreckungsabteilung zum Zwecke der Zwangsvollstreckung von Auskunfts- und 

Unterhaltsansprüchen. 
 
Ihre personenbezogenen Daten werden sofern sich Ihr gewöhnlicher Aufenthalt im Ausland befindet, zum Zwecke 
der Aufenthaltsermittlung, die Führung gerichtlicher Verfahren und /oder der Zwangsvollstreckung im Ausland 
weitergegeben an: 
 

 die Mitarbeiter des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und Familienrecht, Heidelberg Abteilung 
Realisierung von Unterhalt im Ausland; 

 bei Wohnsitz in Österreich der für den Wohnsitz zuständigen Bezirkshauptmannschaft; 
 bei Wohnsitz im Ausland an öffentliche Behörden 
 auswärtige Sozialversicherungsträger 
 ausländische Botschaften, Generalkonsulate und Vertretungen im Bundesgebiet; 
 deutsche Botschaften und Generalkonsulate im Ausland; 
 das Auswärtige Amt; 
 auswärtige Gerichte und Justizbehörden, sowie staatliche Behörden des Drittlandes, soweit dies für eine 

Durchsetzung von Ansprüchen oder die Führung von Verfahren erforderlich und geboten ist; 
 auswärtige Vollstreckungsbehörden; 
 auswärtige Anwälte und/oder Prozess Vertreter. 



3. Pflichten zur Bereitstellung personenbezogener Daten 
Sie sind dazu verpflichtet Ihre Daten anzugeben. Diese Verpflichtung ergibt sich beim Kindesunterhalt aus den §§ 
1601, 1605 BGB, bei der Feststellung der Vaterschaft aus § 1600 d BGB und für den Betreuungsunterhalt der 
Kindesmutter aus § 1615 l BGB, jeweils in Verbindung mit § 55 SGB VIII. 
 
4. Löschfristen 
Ihre Daten werden nach der Erhebung für 10 Jahre, bei  Vaterschaftsfeststellungen für 30 Jahre beim  Amt für 
Kinder, Jugend und Familie der Stadt Passau gespeichert. 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem die Beistandschaft beendet worden ist (z.B. durch 
Volljährigkeit) oder die Vaterschaft anerkannt oder festgestellt worden ist. 
 
 


